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Allgemeine Steuerzahlungstermine im November 2024    

Fälligkeit Steuerart Ende der 
Schonfrist 

Mo. 11.11. Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag Do. 14.11. 

Mo. 11.11. Umsatzsteuer Do. 14.11. 

Fr. 15.11. Gewerbesteuer Mo. 18.11. 

Fr. 15.11. Grundsteuer Mo. 18.11. 

Mi. 27.11. Sozialversicherung  

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 
Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstermin einge-
reicht werden. 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
T + 49. 30. 88 77 58 - 10 
M info@mswberlin.de 
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1. Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen zur E-Rechnung veröffentlicht 

Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) hat am 15.10.2024 das Schreiben "Ausstellung von Rech-
nungen nach § 14 UstG - Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung bei Umsätzen 
zwischen inländischen Unternehmern ab dem 01.01.2025" veröffentlicht. Darin erläutert es die zur 
E-Rechnung getroffenen Regelungen des Wachstumschancengesetzes und geht auf besondere Frage-
stellungen zur E-Rechnung ein. Im Wesentlichen ist das finale BMF-Schreiben inhaltsgleich mit dem im 
Juni 2024 veröffentlichten Entwurf. Neu hinzugekommen sind konkretisierende Erläuterungen. 

Die nachfolgenden Punkte fassen die wichtigsten Aspekte zur Einführung der verpflichtenden elektroni-
schen Rechnungen (B2B) zusammen: 

1. Die gesetzlichen Pflichten zur Rechnungsausstellung werden durch das Wachstumschancenge-
setz umfassend neu formuliert und inhaltlich angepasst. 

2. Ab dem 01.01.2025 ist für alle Unternehmensgrößen verpflichtend die Möglichkeit zum Empfang 
einer elektronischen Rechnung als strukturierter Datensatz bei inländischen B2B-Leistungen 
sicherzustellen. 

3. Ab dem 01.01.2028 ist für alle Unternehmen verpflichtend eine elektronische Rechnung als 
strukturierter Datensatz bei inländischen B2B-Leistungen auszustellen. 

4. Die elektronische Rechnung muss in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 
übermittelt und empfangen werden und eine elektronische Verarbeitung ermöglichen. 

5. Die Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsausstellung besteht für Leistungen eines Unter-
nehmers an einen anderen Unternehmer im Inland (B2B). 

6. Die Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsausstellung besteht auch im Falle der Abrech-
nung durch eine Gutschrift, wenn die Rechnung durch den Leistungsempfänger ausgestellt wird. 

7. Die EU-Norm für elektronische Rechnungsausstellung gemäß der Richtlinie 2014/55/EU legt 
die inhaltlichen Anforderungen an das strukturierte Format einer elektronischen Rechnung fest. 

8. Die Einführung der verpflichtenden elektronischen Rechnungsausstellung dient der Bekämpfung 
von Umsatzsteuerbetrug und der Effizienzsteigerung in Unternehmen. 

9. Die Einführung der E-Rechnung B2B bildet die Voraussetzung für die Einführung einer Verpflich-
tung zur transaktionsbezogenen Meldung von Umsätzen im B2B-Bereich durch Unternehmer 
an ein bundeseinheitliches IT-System der Verwaltung. 

 

2. Forderungsverzicht zwischen Gesellschaftern einer GmbH ohne angemessenen Wertaus-
gleich als freigebige Zuwendung 

Wenn Gesellschafter einer GmbH wirksam vereinbart haben, dass Leistungen in die Kapitalrücklage 
gesellschafterbezogen zugeordnet werden, wird jedoch die Kapitalrücklage im Zusammenhang mit ei-
ner Kapitalerhöhung abweichend hiervon allen Gesellschaftern entsprechend ihren Beteiligungsquoten 
zugerechnet, kann der Verzicht auf einen angemessenen Wertausgleich durch den Gesellschafter, der 
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die Leistungen erbracht hat, eine freigebige Zuwendung zugunsten der Mitgesellschafter darstellen. So 
entschied der Bundesfinanzhof (Az. II R 40/21). 

Im Streitfall wurde deutlich erkennbar, dass die hier von einer Familie getroffenen Vereinbarungen zwi-
schen Fremden sicherlich nicht so zustande gekommen wären. In vereinfachter Form dargestellt, wurde 
hier das vom Vater in eine GmbH eingebrachte Vermögen von rd. 5 Mio. Euro bei einer späteren Kapi-
talerhöhung der Gesellschaft zunächst mit je einem Drittel jedem Gesellschafter zugerechnet und an-
schließend die Söhne zu einem Ausgleich des dadurch entstandenen Wertverlustes für den Vater ver-
pflichtet. Der vereinbarte Ausgleich war nach Auffassung des Finanzamtes aber um rd. 1,2 Mio. Euro je 
Sohn zu gering bemessen worden. Diese Auswirkungen ergaben sich auch dadurch, dass sich das Ver-
mögen der GmbH sich in der Zeit zwischen Einlage in die Gesellschaft durch den Vater und der folgenden 
Kapitalerhöhung auf einen gemeinen Wert von rd. 12 Mio. Euro erhöht hatte. Die Beteiligung des Vaters 
an der GmbH wurde durch die disquotale Kapitalerhöhung von 33,33 % auf nur noch 1,62 % verringert. 
Der Wertzuwachs des Vermögens der GmbH kann auch dadurch zustande gekommen sein, dass die 
Sacheinlagen des Vaters im Zeitpunkt der Einlage einen höheren gemeinen Wert hatten als der vertrag-
liche Einlagewert. Dies ändert aber nichts an dem Wert im Zeitpunkt der freigebigen Zuwendung gem. 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, denn im Einlagezeitpunkt wurde entsprechend dem Gesellschaftsvertrag nur 
dem Vater die Kapitaleinlage zugerechnet. Zu diesem Zeitpunkt gab es noch keine freigebige Zuwen-
dung. 

Der Bundesfinanzhof begründet sein Urteil sehr ausführlich auch unter Verweis auf die gesellschafts-
rechtliche Rechtslage und die Auffassung der Finanzverwaltung (R E 7.5 Abs. 11 S. 14 ErbStR 2019). 
Auch das für eine Steuerpflicht notwendige subjektive Bewusstsein einer Schenkung gem. § 7 ErbStG 
sieht der Bundesfinanzhof hier als erfüllt an. Den Beteiligten war klar, dass die Kapitalerhöhung durch 
die Söhne beim Vater eine Wertminderung seines Anteils zur Folge hatte. Dafür wurde auch ausdrück-
lich ein auszugleichender Wert festgestellt. Dass dieser unrichtig berechnet wurde, ändert daran nichts, 
denn auf die Kenntnis über die genaue Höhe der Zuwendung komme es nicht an. 

 

3. Kein Abzug von Aufwendungen für Handwerkerleistungen bei geleisteter Vorauszahlung, 
wenn diese im Veranlagungszeitraum vor Ausführung der Handwerkerleistungen erbracht 
wird 

Es besteht kein Anspruch auf den Abzug von Aufwendungen für Handwerkerleistungen bei Leistung 
einer nicht durch eine Rechnung angeforderten Vorauszahlung, wenn diese im Veranlagungszeitraum 
vor Ausführung der Handwerkerleistungen erbracht wird. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf  
(Az. 14 K 1966/23). 

Die streitgegenständlichen Aufwendungen würden zwar dem Grunde nach dem Tatbestand des  
§ 35a Abs. 3 EStG unterfallen, für die Handwerkerleistungen hätten jedoch keine Rechnungen vorgele-
gen. Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen ist, dass 
der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto 
des Erbringers der Leistung erfolgt ist. Eine Berücksichtigung der streitgegenständlichen Aufwendun-
gen scheidet zudem auch deshalb aus, weil keine Aufwendungen „für die Inanspruchnahme von Hand-
werkerleistungen“ getätigt wurden. Handwerkerleistungen wurden im Streitjahr nicht erbracht.  
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Eine Berücksichtigung der Zahlungen ist auch deshalb zu versagen, weil sie dem Gesetzeszweck des 
§ 35a EStG widerspräche. Die gesetzgeberische Intention kann nicht durch „eigenmächtige“ (Voraus)-
Zahlungen umgangen werden. Insbesondere gilt dies auch für eine einseitige und bar jeder Marktüblich-
keit vorgenommene Verwendungsbestimmung dergestalt, dass die nicht angeforderte Vorauszahlung 
ausschließlich (noch nicht erbrachte) Arbeitskosten umfassen soll. 

 

4. Entwurf einer Bürokratieentlastungsverordnung  

Die Bundesregierung hat am 09.10.2024 den vom Bundesminister der Justiz vorgelegten Entwurf einer 
Bürokratieentlastungsverordnung beschlossen. Die Verordnung ist Teil des Meseberger Entlastungs-
pakets und ergänzt das Bürokratieentlastungsgesetz IV. 

Insgesamt umfasst die Verordnung 32 Rechtsänderungen, deren jährliche Entlastung für die Wirtschaft 
sich auf rund 420 Millionen Euro beläuft. Die Beiträge stammen aus mehreren Bundesministerien. Das 
Bundesministerium der Justiz hat die Vorschläge koordiniert und zusammengeführt. 

Die Einzelmaßnahmen lassen sich folgenden Schwerpunkten zuordnen: 

Maßnahmen zur Förderung der Digitalisierung, 

Abbau von Anzeige- und Mitteilungspflichten, 

weitere Verfahrenserleichterungen und Rechtsbereinigung. 

Die Verordnung zur Entlastung der Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie wird 
nun dem Bundesrat zugeleitet.  

 

5. Verordnung über entwaldungsfreie Lieferketten: Verschiebung des Geltungsbeginns um ein 
Jahr 

Die EU-Kommission hat am 02.10.2024 einen Änderungsvorschlag zur Verordnung (EU) 2023/1115 über 
entwaldungsfreie Lieferketten vorgelegt. Darin schlägt sie  

die Verschiebung der Anwendung der Verordnung um ein Jahr vor. Demnach müssen große Unterneh-
men die Vorschriften ab 30.12.2025 (statt 30.12.2024) und Kleinst- und kleine Unternehmen ab 
30.06.2026 (statt 30.06.2025) anwenden. 

die Vorlage der Länderbenchmark-Liste in Form von Durchführungsrechtsakten bis spätestens 
30.06.2025 vor. Die Grundsätze für die Methodik zur Einstufung der Länder in die verschiedenen Risi-
kokategorien werden im strategischen Rahmen für die internationale Zusammenarbeit aufgezeigt. 

Außerdem hat die EU-Kommission ihre Website green-business.ec.europa.eu zur Verordnung über ent-
waldungsfreie Lieferketten überarbeitet und Leitlinien zur Unterstützung von Unternehmen und Durch-
setzungsbehörden sowie Klarstellung der Bestimmungen in der Verordnung und aktualisierte FAQ, in 
die über 40 neue zusätzliche Antworten auf häufig gestellte Fragen aufgenommen wurden, veröffent-
licht. 
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Laut EU-Kommission ist das Informationssystem, in dem die Sorgfaltserklärungen registriert und hoch-
geladen werden können, ab November einsatzbereit. Der volle Betrieb soll ab Dezember gewährleistet 
sein. 

 

6. Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte: Tatsächlich benutzte längere Fahrt-
strecke als offensichtlich verkehrsgünstigere Fahrstrecke 

Eine Straßenverbindung ist dann als verkehrsgünstiger als die kürzeste Verbindung zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte anzusehen, wenn der Arbeitnehmer eine andere - längere – Straßenverbin-
dung nutzt und die Arbeitsstätte auf diese Weise trotz gelegentlicher Verkehrsstörungen in der Regel 
schneller und pünktlicher erreicht. „Offensichtlich" verkehrsgünstiger ist die vom Arbeitnehmer ge-
wählte Straßenverbindung dann, wenn ihre Vorteilhaftigkeit so auf der Hand liegt, dass sich auch ein 
unvoreingenommener, verständiger Verkehrsteilnehmer unter den gegebenen Verkehrsverhältnissen 
für die Benutzung der Strecke entschieden hätte. Dass bei extremen Stauverhältnissen die Umwegstre-
cke auch mal verkehrsgünstiger und schneller sein kann, reicht insoweit nicht aus. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht (Az. 9 K 117/21). 

Krankheitsgründe können grundsätzlich gegen die Zumutbarkeit der Benutzung der kürzeren Fahrt-
strecke sprechen. Die im Streitfall nicht weiter belegte erhöhte Unfallgefahr auf der kürzeren Fahrt-
strecke sowie eine dargelegte Erforderlichkeit von planbaren Pausen wegen Rückenleidens bzw. 
Schwerbehinderung steht einer Unzumutbarkeit der Benutzung der kürzeren Fahrtstrecke jedenfalls 
dann nicht entgegen, wenn der Kläger - wie hier - infolge eines Standortwechsels des Arbeitgebers in 
einem späteren Veranlagungszeitraum einen Großteil der streitbefangenen kürzeren Fahrtstrecke spä-
ter tatsächlich nutzte. 

 

 

 

 

 


